
In der Senatssitzung am 5. September 2023 beschlossene Fassung 

Senatskanzlei 
01.09.2023 

L 20 

Tischvorlage für die Sitzung des Senats am 05.09.2023 

"Aufgaben und Zusatzvoraussetzungen zur Ausbildung von Freiwilligen in 
der Heimatschutzkompanie" 

Anfrage für die Fragestunde der Bremischen Bürgerschaft (Landtag) 

A. Problem 
Die Fraktion DIE LINKE hat für die Fragestunde der Bremischen Bürgerschaft (Landtag) 
folgende Anfrage an den Senat gestellt: 
Wir fragen den Senat: 

1. Wie viele Freiwillige sollen maximal ab Januar in der Heimatschutzkompanie Bremen 
der Bundeswehr ausgebildet werden? 
 

2. Mit welchen Mitteln wird wo für den Einsatz in der Heimatschutzkompanie aktiv oder 
auf Nachfrage geworben und werden auch Minderjährige angeworben? 
 

3. Wie wird über die Eignung der Bewerber*innen entschieden, insbesondere in Bezug 
auf die angekündigte Schießausbildung? 

B. Lösung 
Auf die vorgenannte Anfrage wird dem Senat folgende Antwort vorgeschlagen: 
 
Zu Frage 1: 
Erwartet werden max. 30 Freiwillige für das Jahr 2024. 
 
Zu Frage 2: 
Geworben wird mit dem "Tag der offenen Tür" in Bundeswehrstandorten und durch Medien. 
Minderjährige werden nicht angeworben. 
 
Zu Frage 3: 
Über die Eignung entscheidet das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr 
und führt die Einstellung durch. 
 

C. Alternativen 
Keine.  



D. Finanzielle/ Personalwirtschaftliche Auswirkungen/Genderprüfung 
Die Beantwortung der Anfrage hat keine finanziellen, personalwirtschaftlichen oder 
genderrelevanten Auswirkungen. 

E. Beteiligung / Abstimmung 
Keine 

F. Öffentlichkeitsarbeit/Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
Geeignet nach Beschlussfassung im Senat. Einer Veröffentlichung über das zentrale 
elektronische Informationsregister steht nichts entgegen. 

G. Beschluss 
Der Senat stimmt entsprechend der Vorlage der Senatskanzlei vom 1.09.2023 einer 
mündlichen Antwort auf die Anfrage der Fraktion DIE LINKE in der Fragestunde der 
Bremischen Bürgerschaft (Landtag) zu. 
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